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Der Europäische Rat hat mehrfach das
Ziel bestätigt, die Treibhausgasemis-

sionen (THG) der Europäischen Union
(EU) bis 2050 um 80 bis 95 Prozent
gegenüber 1990 zu reduzieren. Die inter-
nationalen Klimaschutzvereinbarungen
von Kopenhagen und Cancún enthalten
eine Verpflichtung zu langfristigen Stra-
tegien für eine kohlenstoffdioxidarme
Entwicklung. Im März diesen Jahres hat
die Europäische Kommission einen Fahr-
plan für die Umgestaltung der EU in eine
wettbewerbsfähige kohlenstoffdioxidar-
me Wirtschaft bis 2050 vorgelegt (1). Des-
sen Ziel ist es aufzuzeigen, wie sich der
EU-Politikrahmen in den kommenden
zehn Jahren und danach entwickeln soll-
te, um 

❚ den wissenschaftlichen Erkenntnissen
entsprechende, umfangreiche Sen-
kungen der THG-Emissionen zu er-
möglichen und gleichzeitig

❚ die Anfälligkeit für Ölschocks und an-
dere Gefährdungen der Energieversor-
gungssicherheit zu verringern und 

❚ die Chancen für nachhaltige Techno-
logieentwicklung und Beschäftigung
zu nutzen, ohne weitergehende Über-
legungen der Nachhaltigkeit und Res-
sourceneffizienz zu vernachlässigen.
Auf der Basis einer Vielzahl modellba-

sierter Szenarioanalysen zeichnet der
Fahrplan einen kostengünstigen Weg zur
Erreichung dieser Ziele vor (2). Bis 2050
sollte die EU allein durch EU-interne
Maßnahmen die Emissionen um 80 Pro-

zent gegenüber 1990 reduzieren, und nur
für darüber hinausgehende Emissions-
minderungen auf internationale Märkte
für Kohlenstoffdioxid (CO2) zurückgrei-
fen. Solche Emissionsminderungen sind
ausgehend von bestehenden Technolo-
gien möglich, sofern ein hinreichend star-
ker CO2-Preisanreiz in allen Sektoren gilt
(2050 zwischen etwa 100 Euro und 370
Euro je Tonne CO2-Äqu). Als Zwischen-
etappen müssen die internen Emissionen
bis 2030 um etwa 40 Prozent und bis
2040 um etwa 60 Prozent gegenüber 1990
verringert werden. Die Analyse zeigt
auch, dass der kostengünstigste Weg zum
Emissionsminderungsziel bis 2020 eine
EU interne Reduzierung um 25 Prozent
beinhaltet. Dies kann erreicht werden, so-
fern die EU ihr Ziel einer 20-prozentigen
Verbesserung der Energieeffizienz bis
2020 verwirklicht.

Alle Sektoren werden einen erheb-
lichen Beitrag leisten müssen (siehe Ab-
bildung 1). Bei gleichen wirtschaftlichen
Anreizen für Emissionsverringerungen
in allen Sektoren wäre ein größerer Bei-
trag der Sektoren, die unter das EU-Emis-
sionshandelssystem (EHS) fallen, weiter-
hin kosteneffektiv. In den EHS-Sektoren
würden Emissionssenkungen um knapp
45 Prozent (2030) beziehunsgweise rund
90 Prozent (2050) gegenüber 2005 erzielt
werden, während die nicht unter das EHS
fallenden Sektoren ihre Emissionen bis
2030 um etwa 25 Prozent und bis 2050
um knapp 70 Prozent im Vergleich zu
2005 reduzieren würden.

Die höchsten kosteneffektiven Emis-
sionssenkungen ergäben sich im Strom-
sektor. Dieser würde den CO2-Ausstoß
aufgrund der Verbreitung CO2-armer
Technologien und der steigenden Effi-
zienz auf der Nachfrageseite rapide ver-
ringern und dürfte bis 2030 Emissions-
senkungen um 60 Prozent verwirklichen.
Im Jahr 2050 werden im Stromsektor
praktisch keine CO2-Emissionen mehr
freigesetzt.

Verkehr und Landwirtschaft sind die
wichtigsten Bereiche, in denen bei ver-
gleichbaren wirtschaftlichen Anreizen in
allen Sektoren auch langfristig keine völ-
lige Dekarbonisierung zu erwarten ist.
Das hieße zugleich, dass im Jahr 2050 je-
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Jeder Sektor nach seinen 
Möglichkeiten
Um langfristig einen gefährlichen Klimawandel zu vermeiden
und die Erderwärmung auf unter zwei Grad Celsius zu begren-
zen, ist die Reduktion der Treibhausgasemissionen notwendig.
Die Europäische Union hat nun erste Ansätze aufgezeigt, wie
dieses Ziel zu erreichen ist, ohne die Wettbewerbsfähigkeit der
europäischen Wirtschaft zu gefährden. Von Jan Nill

Abbildung 1: Wege zur Verringerung der THG-Emissionen in der EU um 80 % (100 % = 1990)

Quelle: KOM(2011) 112
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weils ein Drittel der Gesamtemissionen
der EU auf den Verkehr und die Land-
wirtschaft entfallen. Im Verkehrswesen
wird der Wachstumstrend der letzten 20
Jahre umgekehrt. Der größte Teil der
Emissionssenkungen würde zwischen
2030 und 2050 erzielt und dürfte im Ver-
kehrssektor etwa  minus 60 Prozent be-
tragen. Für die Landwirtschaft verläuft die
Kurve umgekehrt. Hier werden zwischen
heute und 2030 beträchtliche Emissions-
senkungen erreicht, danach allerdings
kommt es auch aufgrund der wachsen-
den Weltbevölkerung und Ernährungs-
nachfrage nur noch zu geringen techni-
schen THG-Emissionsverringerungen.
Wie in anderen Sektoren ist es allerdings
lohnenswert zu untersuchen, wie sich
nicht-preisinduzierte Verhaltensänderun-
gen auf Optionen für eine weitere THG-
Emissionsreduzierung auswirken.

Schließlich ist darauf hinzuweisen,
dass zwischen den Sektoren Energie,
Forstwirtschaft und Landwirtschaft kom-
plexe und zum Teil noch unsichere
Wechselwirkungen bestehen, sowohl auf
europäischer als auch auf globaler Ebe-
ne. Die Nachfrage nach Bioenergie in der
EU kann teilweise auch durch Einfuhren
gedeckt werden, wodurch die Folgen die
EU weniger, Drittländer dafür potenziell
mehr betreffen würden. Hier sind weite-
re Untersuchungen notwendig.

Der Aufbau einer CO2-armen EU-
Wirtschaft wird in den nächsten 40 
Jahren zusätzlich zu den derzeitigen In-
vestitionen von 19 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) weitere jährliche In-
vestitionen in Höhe von durchschnittlich
1,5 Prozent des EU-BIP (das sind 270
Milliarden Euro) erfordern. Durch niedri-
gere Ausgaben für Öl- und Gasimporte
werden diese zusätzlichen Investitionen
zu einem großen Teil oder gar vollstän-
dig wieder zurückgewonnen. Diese Ein-
sparungen werden auf jährlich 175 bis
320 Milliarden Euro geschätzt. Solche In-
vestitionen würden nicht nur die Abhän-
gigkeit der EU von Energieimporten ver-
mindern, sodass die EU weniger anfällig
für mögliche Ölpreisschocks wäre, sie
würden auch neue Quellen für Wachs-
tum stimulieren, bestehende Arbeits-
plätze erhalten und neue schaffen. Die

Luftverschmutzung und die damit ver-
bundenen Kosten im Gesundheitswesen
würden ebenfalls reduziert, was bis 2050
zu Einsparungen von insgesamt bis zu 88
Milliarden Euro pro Jahr führen könnte.

Wie geht es weiter? Die Kommission
will auf der Grundlage des Fahrplans sek-
torspezifische politische Initiativen und
Fahrpläne erarbeiten. Ein Weißbuch zum
Verkehr das sich an den sektoralen Kli-
maschutz-Etappenzielen orientiert wur-
de Ende März vorgelegt (3). Ein Energie-
fahrplan bis 2050 ist für Ende diesen
Jahres vorgesehen. Die Kommission wird
außerdem weiterhin dafür sorgen, dass
das EU-EHS ein Schlüsselinstrument
bleibt, das bewirkt, dass kostengünstig in
eine Verminderung der CO2-Emissionen
investiert wird. Als Teil des Ende Juni vor-
gelegten Vorschlags für den Finanzrah-
men des EU-Haushalts 2014-2020 plant
sie zudem, mit Hilfe von Beiträgen aus
verschiedenen Politikbereichen den An-
teil für klimabezogene Ausgaben auf
mindestens 20 Prozent anzuheben (4).
Und schließlich sind die EU-Mitgliedstaa-
ten gefragt, nationale und regionale Stra-
tegien zur Verwirklichung einer CO2-ar-
men Wirtschaft bis 2050 zu entwickeln.
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(1) Europäische Kommission: Fahrplan für den

Übergang zu einer wettbewerbsfähigen CO2-
armen Wirtschaft bis 2050. KOM(2011) 112,
Brüssel, den 8.3.2011. Internet: http://ec.euro-
pa.eu/clima/policies/roadmap/index_en.htm.

(2) Für eine ausführliche Darstellung vgl. die be-
gleitende Folgenabschätzung, SEK(2011)288
und auch auf deutsch verfügbare Zusammen-
fassung SEK(2011)289. Internet: http://eur-
lex.europa.eu/Result.do?T1=V7&T2=2011&T3
=289&RechType=RECH_naturel&Submit=
Suche.

(3) KOM(2011)144, Internet:
http://ec.europa.eu/transport/
strategies/2011_white_paper_en.htm.

(4) KOM(2011)500/I und II, Internet: 
http://ec.europa.eu/budget/reform.
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